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19. Wahlperiode

Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des GRW-Gesetzes

A. Problem und Ziel

Die investive Forderung wirtschaftsnaher Infrastruktur (8 1 Absatz 1 Nummer 2
des GRW-Gesetzes (GRWGQG)) ist einer der wichtigsten Wirkungsbereiche der
Bund-Lander-Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur” (GRW). Allerdings fuhrt der Ausschluss der Forderung von Infrastruk-
turmaflnahmen des Bundes und der L&nder (8§ 2 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 des
GRWG) im Bereich des Strallenbaus zu unbefriedigenden Ergebnissen. Der Bau
oder Ausbau von Stral3en in Landes- oder Bundesverwaltung, der notwendig ist,
weil ein im Rahmen der GRW geférdertes Gewerbegebiet an das Uiberregionale
StraBennetz angebunden werden muss, ist Uber die GRW grundsétzlich nicht for-
derféhig. Nach der Logik des GRWG gelten solche MaRnahmen nicht als Mal3-
nahmen der wirtschaftsnahen Infrastrukturforderung, sondern sind formell dem
Land oder dem Bund zuzuordnen. Die Stralengesetze von Bund und L&ndern hin-
gegen ordnen diese notwendigen Erweiterungen an bestehender Landes- oder
Bundesinfrastruktur nach dem Verursacherprinzip finanziell der Gemeinde zu,
sprechen ihnen damit gerade den Charakter der allgemeinen Infrastruktur ab und
sehen daher keine Finanzierung durch das Land oder den Bund vor (siehe § 12
Absatz 1 des Bundesfernstraengesetzes und entsprechende landesrechtliche Re-
gelungen). Die zustdndigen Gemeinden kdnnen die teuren Ausbaumalinahmen an
Landes- und BundesstralRen oft nicht finanzieren, sodass entweder an sich sinn-
volle Gewerbegebietsentwicklungen nicht umgesetzt oder mit GRW-Mitteln aus-
gebaute Gewerbegebiete nicht befriedigend genutzt werden kdnnen oder die Ver-
marktung der Flachen erheblich erschwert wird, weil Investoren Zweifel daran
haben, dass zeitnah der bedarfsgerechte StraRenausbau erfolgt.

Ziel ist es daher, diesen Wertungswiderspruch im Bereich des Strallenbaus durch
eine Anderung des GRWG praxisorientiert zu ,,glatten* und den Forderausschluss
fur Landesmanahmen (8 2 Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 Nummer 1 des GRWG)
im Bereich des Strallenbaus in begrenztem Umfang aufzuheben, um die GRW-
Forderung zweckdienlich auf Landesmalinahmen (hier férderrechtlich Manah-
men der Landeseigenverwaltung oder MalRnahmen der Landesverwaltung im
Bundesauftrag betreffend) zu erweitern, um strukturschwache Regionen noch
besser unterstitzen zu konnen. Der Forderausschluss fiir Bundesmalinahmen
(Bundesautobahnen oder sonstige BundesstraRen in Bundeseigenverwaltung)
bleibt bestehen (Artikel 91a GG). Fiir Strallen in Bundesauftragsverwaltung, die
wieder in Bundesverwaltung Ubergehen (zum Beispiel durch Umwandlung der
Auftragsverwaltung in Bundesverwaltung oder Beantragung eines Landes gemal
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Artikel 143e Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 90 Absatz 4 des GG) gilt daher
der Forderausschluss. Am generellen gesetzlichen Férderausschluss fuir Bundes-
und LandesmaBnahmen wird keine Anderung angestrebt, weil die GRW nicht zur
Forderung allgemeiner InfrastrukturmaBnahmen herangezogen werden soll, fir
die eigene Politikbereiche mit eigenen Forderinstrumenten und -mitteln bestehen.

B. L6sung; Nutzen

B.1 Losung

Um den Forderausschluss fiir Landesmalinahmen (8 2 Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2
Nummer 1 des GRWG) im Bereich des Straenbaus in begrenztem Umfang auf-
zuheben, wird § 2 Absatz 3 des GRWG erganzt. Die jahrliche Mittelausstattung
der GRW bleibt davon unberiihrt.

Eine Konkretisierung der forderfahigen Mallnahmen, der Voraussetzungen und
Durchflihrungsbestimmungen erfolgt im Rahmen des ,,gemeinsamen Koordinie-
rungsrahmens fur die regionale Wirtschaftsforderung* (8 4 Absatz 3 des GRWG),
welcher regelmaRig durch Beschluss des Koordinierungsausschusses (8 5 des
GRWG) aktualisiert wird (zuletzt zum 01.01.2020). Nach Beschluss der Rege-
lungsanderung wird angestrebt, die GRW-Forderung in diesem im Fordertatbe-
stand ,,ErschlieBung, Ausbau und Revitalisierung von Industrie und Gewerbege-
bieten* (Teil 11, Abschnitt B Ziffer 3.2.1 Koordinierungsrahmen) zweckdienlich
auf LandesstraBen in Landeseigenverwaltung sowie Bundesfernstralien, die von
den Landern im Auftrag des Bundes verwaltet werden, zu erweitern, sofern stra-
Renbauliche MalRnahmen als Erganzung sonstiger forderfahiger Mallnahmen an-
zusehen sind und nicht ohnehin aus Bundes- oder Landesmitteln finanziert wer-
den. Die Gesamtkosten der ergdnzenden Anbindungsmalnahmen auf Grund der
Infrastrukturneuregelung miissen im Verhéltnis zu den insgesamt forderfahigen
Kosten angemessen sein. Daher werden die Gesamtkosten der erganzenden An-
bindungsmalRnahmen auf ein Viertel der forderféhigen Kosten der gesamten MaR-
nahme beschrankt. Eine vergleichbare Anpassung der Férderung in Teil B Ziffer
3.2.2 des Koordinierungsrahmens (Anbindung von Gewerbebetrieben) wird vor
dem Hintergrund des Risikos einer allgemeinen StraBenbaufinanzierung durch die
GRW nicht angestrebt.

Vordergrindig dient die Fordererweiterung dazu, den notwendigen Kreuzungs-
bau und
die Kreuzungserweiterung sowie damit verbundene nachgelagerte Anderungen
(z.B. Abbiege- und Beschleunigungsspur; Bau eines Verkehrskreisels; Bau einer
Briicke; Geh- und Radwege; Ampelanlagen und Beschilderung) bei der Gewer-
begebietsanbindung forderféhig zu stellen, jedoch nur in einigen wenigen Fallen

den Ausbau von Stralen
(-abschnitten) (z.B. Verbreiterungen von Landes- oder auch Bundesstralen).
B.2 Nutzen

Nach gegenwartiger Einschatzung auf Basis der Bedarfsangaben der Bundeslan-
der, die zur GRW-Forderung berechtigt sind, wird die Infrastrukturneuregelung
in etwa drei bis funf von durchschnittlich 25 bis 30 Férdervorhaben im Fordertat-
bestand pro Bewilligungsjahr zur Anwendung kommen. In diesen Projekten ist
vorgesehen, Kosten ergédnzender Anbindungsmalinahmen bis zu einer Hohe von
25 % der forderféhigen Kosten der gesamten Malinahme in der Forderung zu be-
ricksichtigen.
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Auf Grund der Individualitat der erforderlichen Leistungen zur Gewerbege-
bietserschliefung und -anbindung je nach Standortbedingungen und -anforderun-
gen ist die Spannbreite der Kosten der gesamten Malnahme groR. Bei in den letz-
ten funf Jahren (2015-2019) geforderten ErschlieBungsmafinahmen, beliefen sich
die forderféhigen Kosten zwischen knapp 167.000 EUR und etwa 11 Millionen
EUR (im Durchschnitt 3,2 Millionen EUR; Median 2,1 Millionen EUR), in ver-
einzelten Fallen auch weiter dartiber hinaus. Demnach kdnnten mit der Rege-
lungserweiterung fiktiv zusatzliche forderfdhige Kosten von schatzungsweise
knapp 56.000 EUR bis etwa 3,8 Millionen EUR, in vereinzelten Fallen auch wei-
ter dartiber hinaus, berticksichtigt werden. Die Forderung betrégt bis zu 60 Pro-
zent, unter bestimmten Voraussetzungen bis zu 90 Prozent der forderfahigen Kos-
ten (Vgl. Teil 11, Abschnitt B Ziffer 3.1.1 Koordinierungsrahmen). Die tatsachli-
che Spannbreite der mit der Regelungserweiterung adressierten zusétzlichen Kos-
ten wird als ebenfalls sehr grof} eingeschatzt — von einigen tausend EUR bis zu
mehreren Millionen EUR (z. B. Anbindung mit Briickenneubau). Nach Schétzung
der Lénder auf Basis bekannter Projekte dirfte fir den zentralen Anbindungsteil
der Errichtung oder den Ausbau des Knotenpunktes zwischen kommunaler Strafle
und LandesstraRe oder Bundesstralie in Landesverwaltung im Bundesauftrag, auf
die angebunden werden soll, von einem Betrag in H6he von bis zu einer Million
EUR pro Fall auszugehen sein.

C. Alternativen

Im Zuge einer Gesetzesfolgenabschatzung wurde als Alternative zum vorliegen-
den Regelungsentwurf die bisherige behelfsweise angewandte Praxis der Bau-
lastiibertragung gepriift. Durch Ubertragung der Strafenbaulast auf die Kommune
gelten StralRenbaumalRnahmen dann nicht mehr als Landes- oder BundesmaRnah-
men und werden im Sinne des GRWG forderfahig. Auf Grund des hohen inhalt-
lichen wie zeitlichen Abstimmungsaufwands ist diese Alternative mit einem ho-
hen Erfillungsaufwand verbunden. Nach Abwagung der zu erwartenden Folgen
und Risiken der Regelungsalternative ist eine Anderung des GRWG vorzuziehen
und wird mit diesem Entwurf rechtsformig umgesetzt. Uber die gepriifte Rege-
lungsalternative hinaus sind keine Alternativen ersichtlich, um das mit dem Ge-
setzentwurf angestrebte Ziel wirkungsvoller und mit weniger Aufwand zu errei-
chen.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Bund: Keine. Die Regelungséanderung sieht keine Anderung der jahrlichen GRW-
Mittelausstattung vor.

Lander: Keine. Die Regelungsinderung sieht keine Anderung der jahrlichen
GRW-Mittelausstattung vor. Die L&nder kdnnen tber ihren Anteil an GRW-Bun-
desmitteln frei verfligen und auch fir Projekte nach der neuen Regelung einset-
zen. Die Forderschwerpunkte setzen die Lander aus dem gesamten Forderkatalog
der GRW nach den GRW-Regeln eigenstédndig. Der Finanzansatz oder die Quote
der Lander ist von der Regelungsénderung nicht betroffen. Die Regelungsénde-
rung konnte eine Veranderung der prozentualen Verteilung der GRW-Mittel auf
die einzelnen GRW-Foérdertatbestdnde bewirken, wenn die Regelungserweiterung
bewirkt, dass kunftig Industrie- und Gewerbegebietsentwicklungen, die bislang
auf Grund der verkehrlichen Anforderungen nicht realisierbar waren umgesetzt
werden kénnen und dass héhere Férdersummen bei der Einbeziehung der Stra-
Renbaumalnahmen beantragt werden. Es ist jedoch vorgesehen, die férderfahigen
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Kosten auf Grund der Infrastrukturneuregelung zu beschrénken (Vgl. Abschnitt
B).

Kommunen: Die Regelungséanderung zielt auf eine Erweiterung der férderféhi-
gen Kosten bei der Erschliefung, dem Ausbau und der Revitalisierung von In-
dustrie und Gewerbegebieten ab und eréffnet Kommunen in strukturschwachen
Regionen daher die Moglichkeit der finanziellen Erleichterung fiir bisher nicht
umsetzbare Gewerbegebietsentwicklungen. Die Regelung adressiert daher inshe-
sondere auch bisher unterlassene Projekte und entsprechende Forderantrége. Die
Nutzung der Regelung ist eine Kann-Option. Bei Nutzung der Regelung entstehen
Haushaltsausgaben der Kommunen schon allein auf Grund der Erbringung von
Eigenmitteln (i. H. v. 40 % bzw. 10 % vgl. Teil Il, Abschnitt B Ziffer 3.1.1 Koor-
dinierungsrahmen) in Ergénzung zur Forderung. Die tatséchlich zu erbringenden
Eigenmittel bemessen sich an den gesamten Kosten der Mallnahme sowie dem
gewahrten Fordersatz und sind damit fallabh&ngig und nicht genau zu beziffern.
Inwieweit sich dies in héheren Haushaltsausgaben der Kommunen niederschléagt
oder durch bestehenden Haushaltsrahmen abgedeckt wird, kann nicht beurteilt
werden. Den Kosten fur die ErschlieBung von Gewerbegebieten, fir ihre Ver-
marktung und fur die Verbesserung ihrer Auslastung stehen auch Einnahmen der
Kommunen gegenlber. Es ist davon auszugehen, dass Kommunen ihrer Entschei-
dung zum Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruktur eine Kosten-Nutzenanalyse
zugrunde legen. Die Infrastrukturneuregelung wird zudem nur in Einzelféllen zur
Anwendung kommen, da bei der weit Uiberwiegenden Anzahl von ErschlieBungs-
mafRnahmen die notwendige Anbindung des Industrie- und Gewerbegebietes tiber
die schon jetzt férderfahigen kommunalen Straflen ausreichend ist. Von besonde-
rer Wichtigkeit ist die neue Regelung wegen des hohen Verkehrsaufkommens bei
grofRen Industrie- und Gewerbegebieten.

E. Erfillungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fir Burgerinnen und Birger

Dieses Anderungsgesetz hat keine Auswirkungen auf den Erfiillungsaufwand der
Birgerinnen und Biirger. Adressat der Regelung sind die Lander bzw. als Tréger
der MalRnahme Gemeinden und Gemeindeverbande (Vgl. 8§ 2 Absatz 2 Satz 2
GRWG).

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Dieses Anderungsgesetz hat keine Auswirkungen auf den Erfiillungsaufwand der
Wirtschaft. Adressat der Regelung sind die Lander bzw. als Trager der Malinahme
Gemeinden und Gemeindeverbande (Vgl. § 2 Absatz 2 Satz 2 GRWG). Auf eine
Prifung der Belange mittelstandischer Unternehmen kann daher verzichtet wer-
den.

Davon Birokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung
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Die Regelungsanderung zielt auf die allgemeine Erweiterung der Férdermdglich-
keiten ab, die noch keinen zusétzlichen Erfiillungsaufwand verursacht. Die még-
lichweise mit dieser Regelungsénderung verbundene Aufwandserhéhung ist erst
mit der Schaffung neuer Fordertatbestdnde durch die Anpassung des GRW-Ko-
ordinierungsrahmens, welcher Bund und Lander zustimmen mdiissen, und der an-
schlieRenden Ubernahme der Fordererweiterung in die Forderrichtlinien der Lén-
der begrindet.

Bund: Keine. Die auf Ebene des Bundes notwendige Anpassung des Koordinie-
rungsrahmens im Zuge der Regelungsénderung kann im Rahmen der regelméaRi-
gen inhaltlichen Weiterentwicklung der GRW durch Bund und L&ndern erfolgen.

Lénder: Auf Ebene der L&nder ergibt sich durch die Anpassung der Forderricht-
linien und moglichweise auch Forderantrage schatzungsweise ein einmaliger Er-
fillungsaufwand zwischen 300 und 1000 Euro je Land, welches die Fordererwei-
terung Ubernimmt. Dariiber hinaus ist von einem jahrlichen Erflllungsaufwand
zwischen 5200 und 12200 Euro auszugehen, der sich durch den méglicherweise
erhéhten Prufaufwand der Bewilligungsbehdrden bei den bei bundesweit insge-
samt 3-5 Forderfélle pro Jahr, die von der Regelung Gebrauch machen, ergibt. In
einigen Fallen wird sich der Priifaufwand aber auch reduzieren. wenn durch die
integrierten AnbindungsmaRnahmen als Bestandteil des Forderantrags die Pri-
fung dahingehend entfallt, dass der MalRnahmentrager die Funktionsfahigkeit des
zu fordernden Gewerbegebietes sicherstellen kann. Der zusétzliche Aufwand bei
der LandesstraRenbaubehorde wird in den meisten Féllen kaum unterscheidbar
sein.

Insgesamt wird der Nutzen, der sich aus der Fordererweiterung ergibt, als wesent-
lich hoher eingeschétzt als der beschriebene Verwaltungsaufwand, insbesondere
da die bisher behelfsweise angewandte Praxis der Baulastubertragung auf die
Kommune zur Herstellung der Forderfahigkeit einen mindestens ebenso hohen
Erfillungsaufwand fir die Landes- und Kommunalverwaltungen erfordert.

Kommunen: Fiir Kommunen, die von der Fordererweiterung Gebrauch machen,
konnte zusétzlicher Erflullungsaufwand maoglicherweise bei der Beantragung der
Forderung entstehen zum Beispiel durch Vorbereitung und Darstellung von Pla-
nung und Projektierung der Manahmen sowie Abstimmung mit den Landesbe-
horden und StraBenbaulasttrdgern der aufnehmenden Stralle. Allerdings handelt
es sich hier um Aufwand der bei den meisten Fallen anderenfalls ohne die Anbin-
dungsférderung ebenso notwendig ist, da in der Regel auch dann eine bedarfsge-
rechte verkehrliche Anbindung der GRW-geférderten ErschlieBungsmalnahmen
notwendig ist und angestrebt werden sollte. Belastbare Informationen fiir die Auf-
wandsberechnung liegen auf Grund der in der Zukunft liegenden Projekte, deren
Individualitat sowie der dahingehenden Unterschiede der Antrags- und Bewilli-
gungsprozesse zum Zeitpunkt nicht vor.

F. Weitere Kosten
Weitere Kosten entstehen durch diesen Gesetzentwurf nicht.
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Berlin, 4. Januar 2021
DIE BUNDESKANZLERIN

An den

Préasidenten des

Deutschen Bundestages
Herrn Dr. Wolfgang Schéauble
Platz der Republik 1

11011 Berlin

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit Gbersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des GRW-Gesetzes

mit Begriindung und Vorblatt (Anlage).

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizufiihren.

Federfihrend ist das Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie.

Der Bundesrat hat in seiner 998. Sitzung am 18. Dezember 2020 be-
schlossen, gegen den Gesetzentwurf geman Artikel 76 Absatz 2 des
Grundgesetzes keine Einwendungen zu erheben.

Mit freundlichen GrilRen

Dr. Angela Merkel
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Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Anderung des GRW-Gesetzes

Vom [XXX]

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

8 2 Absatz 3 des GRW-Gesetzes vom 6. Oktober 1969 (BGBI. I, S. 1861), das zuletzt durch Artikel 269 der
Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. I S. 1474) geandert worden ist, wird wie folgt gefasst:

»(3) Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 Nummer 1 gilt nicht
1. flr Gemeindeaufgaben, die in den Landern Berlin und Hamburg wahrgenommen werden,

2. fur Malnahmen der Landeseigenverwaltung oder MalRnahmen der Landesverwaltung im Bundesauftrag
im Bereich des Straenbaus, wenn

1. diese Mallnahmen als Erg@nzung sonstiger forderfahiger Mallnahmen anzusehen sind,
2. die Forderung im Umfang begrenzt und sachdienlich ist und

3. die ergédnzenden Landesmalinahmen nicht anderweitig aus Bundes- oder Landesmitteln finanziert werden*®.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

I Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Ziel der Regelung ist es, den Forderausschluss fiir Landesmanahmen des GRW-Gesetzes (§ 2 Absatz 2 Satz 2
Halbsatz 2 Nummer 1 des GRWG) im Bereich des Stralenbaus in begrenztem Umfang aufzuheben, um die For-
derung im Fordertatbestand ,,Erschliefung, Ausbau und Revitalisierung von Industrie und Gewerbegebieten*
(Teil 11, Abschnitt B Ziffer 3.2.1 Koordinierungsrahmen in Version vom 01.01.2020) auf Landesstral’en in Lan-
deseigenverwaltung sowie BundesfernstraBen, die von den Landern im Auftrag des Bundes verwaltet werden,
zweckdienlich erweitern zu kénnen. Dem steht das Grundgesetz nicht entgegen.

Die Regelungsénderung dient dem Zweck, Gemeinden die ihnen zugeordneten Kosten der Ausbaumalinahmen
an Landes- und Bundesstrallen in Landesverwaltung im Bundesauftrag, die durch den Anschluss eines GRW
geforderten Gewerbegebiets an das tiberregionale StraRennetz notwendig werden, im benannten Fordertatbestand
forderféahig stellen zu kdnnen. Dies soll dazu beitragen, dass an sich sinnvolle Gewerbegebietsentwicklungen eher
umgesetzt werden kénnen sowie ausgebaute Gewerbegebiete befriedigend genutzt werden, weil die Finanzierung
des notwendigen Strallenausbaus zur Herstellung einer bedarfsgerechten Strallenanbindung gesichert ist. Damit
werden die VVoraussetzungen zur Ansiedlung neuer oder zur Expansion bereits vorhandener Unternehmen in struk-
turschwachen Regionen geschaffen.

Die Regelungsanderung ist notwendig, da die bestehenden Strallengesetze des Bundes und der Lander die not-
wendigen Erweiterungen an bestehender Bundes- oder Landesinfrastruktur nach dem Verursacherprinzip finan-
ziell der Gemeinde zuordnen, nach der Logik des GRWG solche MaRnahmen aber nicht als MalRnahmen der
wirtschaftsnahen Infrastrukturforderung gelten sondern sind formell dem Land oder dem Bund zuzuordnen sind.
Der Bau oder Ausbau von StraRen in Bundes- oder Landesverwaltung, der notwendig ist, weil ein im Rahmen der
GRW geftérdertes Gewerbegebiet an das Uberregionale Straennetz angebunden werden muss, ist daher nach bis-
her geltendem Recht {iber die GRW grundsétzlich nicht forderfahig.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Der Forderausschluss fiir Landesmalinahmen (8 2 Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 Nummer 1 des GRWG) wird durch
Ergénzung von § 2 Absatz 3 des GRWG im Bereich des Strallenbaus in begrenztem Umfang aufgehoben. Dadurch
kann die Forderung im Fordertatbestand ,,Erschliefung, Ausbau und Revitalisierung von Industrie und Gewerbe-
gebieten” (Teil Il, Abschnitt B Ziffer 3.2.1 Koordinierungsrahmen in VVersion vom 01.01.2020) auf Landesstraf3en
in Landeseigenverwaltung sowie Bundesfernstral3en, die von den Landern im Auftrag des Bundes verwaltet wird,
zweckdienlich erweitert werden, sofern stralenbauliche MaRnahmen als Ergénzung sonstiger forderfahiger MaRk-
nahmen anzusehen sind und nicht ohnehin aus Bundes- oder Landesmitteln finanziert werden. Die Gesamtkosten
der erganzenden Anbindungsmafnahmen auf Grund der Infrastrukturneuregelung missen im Verhaltnis zu den
insgesamt forderfahigen Kosten angemessen sein. Daher wird angestrebt sie im GRW-Koordinierungsrahmen im
Zuge der Fordererweiterung auf ein Viertel der forderfdhigen Kosten der gesamten MalRnahme zu beschrénken.
Der Forderausschluss fiir BundesmalRnahmen (Bundesautobahnen oder sonstige Bundesstralien in Bundeseigen-
verwaltung) bleibt bestehen (Artikel 91a GG). Fir StraRen in Bundesauftragsverwaltung, die wieder in Bundes-
verwaltung ibergehen (zum Beispiel durch Umwandlung der Auftragsverwaltung in Bundesverwaltung oder Be-
antragung eines Landes gemal Artikel 143e Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 90 Absatz 4 des GG) gilt daher
der Forderausschluss. Dies wurde mit den Landern im GRW Unterausschuss auf Fachebene auch entsprechend
diskutiert.
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1. Alternativen

Im Zuge einer Gesetzesfolgenabschatzung wurde zum vorliegenden Regelungsentwurf als Alternative die bishe-
rige behelfsweise angewandte Praxis der Baulastiibertragung gepriift. Durch Ubertragung der StraRenbaulast auf
die Kommune, gelten StraBenbaumaBnahmen dann nicht mehr als Landes- oder Bundesmafinahmen und werden
im Sinne des GRWG forderfahig. Diese Praxis wurde bisher behelfsweise sowohl flr Landes- als auch fir Bun-
desstraRen einschlieBlich der Bundesautobahnen praktiziert. Eine Baulastiibertragung kann nur erfolgen, wenn
die betroffenen Verwaltungen (Kommune, Land und ggf. Bund) dieser zustimmen. Das Verfahren erfordert einen
hohen Verwaltungsaufwand und zieht sich auf Grund des groRen Abstimmungsbedarfes (iber einen langeren Zeit-
raum hin. Die Baulastuibertragung erfolgt durch den Abschluss eines 6ffentlich-rechtlichen Vertrages (koordinie-
rungsrechtlich; Verwaltungsvereinbarung) zwischen dem ErschlieBungstrager des Gewerbegebietes (Fordermit-
telnehmer) und dem gesetzlichen Baulasttrager (fir Bundes- und Landesstralen ist die Landesstraenbaubehdrde
Baulasttrager, ab 2021 die Autobahn GmbH des Bundes fiir die Autobahnen). Inhalt des Vertrages z.B. schriftli-
che Dokumentation der Anderung der StrafRe, der Regelungen der Zusammenarbeit im Zeitraum der Planung und
des Baus, der Abldse der Unterhaltungslast. Neben dem Aufwand der sich aus der Aufstellung und dem Abschluss
des Vertrages ergibt, entsteht ein Mehraufwand durch das notwendige Fiihren eines Baulast-Verzeichnisses sowie
spaterer regelmaRiger Abstimmungs- und Koordinierungsaufwand, langfristig auch Rickibertragung. Auf Grund
des hohen inhaltlichen wie zeitlichen Abstimmungsaufwands ist diese Alternative mit einem hohen Erflillungs-
aufwand verbunden.

Uber die gepriifte Regelungsalternative hinaus sind keine Alternativen ersichtlich, das mit dem Gesetzentwurf
angestrebte Ziel, wirkungsvoller und mit weniger Aufwand zu erreichen.

Eine gesetzliche Anderungen tiber das GRWG hinaus (z.B. Novelle StraBengesetze anstelle des GRWG) wurde
nicht gepruft, weil kein allgemein straBenbaurechtlicher Handlungsbedarf gesehen wird, sondern nur angestrebt
im Rahmen der Férderung der GRW im Bereich des Stralienbaus in begrenztem Umfang als Erganzung sonstiger
forderféhiger MaRnahmen auch Malinahmen der Lander forderfahig zu kl&ren, soweit dies sachdienlich ist und
die ergénzenden Landesmalinahmen nicht ohnehin aus Bundes- oder Landesmitteln finanziert werden. In jedem
Fall wiirde eine Anderung des StraRenrechts einen hoheren Aufwand bedeuten, da neben den Anderungen auf
Bundesebene auch Anderung von 16 Landesstraengesetzen notwendig ware.

(AVA Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 91a Absatz 2 GG, wonach die Gemeinschaftsaufgaben
sowie Einzelheiten der Koordinierung durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates naher bestimmt wer-
den.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Européischen Union und vélkerrechtlichen Vertragen

Die Regelung steht im Einklang mit dem Recht der Européischen Union.

VI. Gesetzesfolgen

Die Regelungsénderung erlaubt die Anpassung der GRW-Forderung im GRW-Koordinierungsrahmen. Konkret
wird angestrebt, die Forderung im Fordertatbestand ,,ErschlieSung, Ausbau und Revitalisierung von Industrie und
Gewerbegebieten* (Teil I1, Abschnitt B Ziffer 3.2.1 Koordinierungsrahmen in der Fassung vom 01.01.2020) auf
LandesstraRen in Landeseigenverwaltung sowie Bundesfernstral3en, die von den Landern im Auftrag des Bundes
verwaltet werden, zweckdienlich zu erweitern, sofern straRenbauliche MaRnahmen als Ergénzung sonstiger for-
derféahiger MalRnahmen anzusehen sind und nicht ohnehin aus Bundes- oder Landesmitteln finanziert werden.
Dem steht das Grundgesetz nicht entgegen. Zudem ist die angestrebte Fordererweiterung im Einklang mit dem
EU- Beihilfenrecht.
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1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Die Regelungsanderung stellt keine direkte Vereinfachung von Verwaltungsverfahren dar. Sie vermeidet aber die
bisher behelfsweise notwendige Baulastiibertragung an die Kommune, um Kosten von StraRenbaumalinahmen im
Zusammenhang mit geforderten GewerbegebietserschlieBungen forderfahig zu stellen. Dadurch werden Verwal-
tungsaufwand aus der Ausstellung und dem Abschluss eines Vertrages zur Baulastiibertragung sowie regelmafi-
ger Abstimmungs- und Koordinierungsaufwand vermieden. Aus Sicht der betroffenen Kommunen stellt die Re-
gelungsénderung damit eine Vereinfachung dar.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Die mit der Forderung durch die GRW verfolgten Wirkungen sind mittel- bis langfristig ausgerichtet. Die Rege-
lungsanderung leistet insbesondere einen Beitrag zum SDG 8 (inklusives Wirtschaftswachstum und produktiver
Vollbeschaftigung und menschenwiirdiger Arbeit fur alle), SDG 9 (Aufbau einer widerstandsféhigen Infrastruk-
tur, Forderung breitenwirksamer und nachhaltiger Industrialisierung, Unterstiitzung von Innovationen), SDG 10
(weniger Ungleichheiten) und SDG 11 (Nachhaltige Stadte und Gemeinden). Mit der Gesetzesanderung sollen
die Fordermoglichkeiten der GRW erweitert werden, um strukturschwache Regionen noch besser unterstiitzen zu
konnen. Dies entspricht insbesondere auch der regionalen Dimension von SDG 10, also der Schaffung gleichwer-
tiger Lebensverhaltnisse.

Im Rahmen der GRW sind die Erschliefung, der Ausbau und die Revitalisierung von Industrie- und Gewerbege-
bieten forderfahig. Das Regelungsvorhaben soll dazu beitragen, dass an sich sinnvolle Gewerbegebietsentwick-
lungen eher umgesetzt werden kdnnen sowie ausgebaute Gewerbegebiete befriedigend genutzt werden, weil die
Finanzierung des notwendigen Strallenausbaus zur Herstellung einer bedarfsgerechten StraBenanbindung gesi-
chert ist (= Beitrag zu SDG 9). Damit werden die VVoraussetzungen zur Ansiedlung neuer oder zur Expansion
bereits vorhandener Unternehmen in strukturschwachen Regionen geschaffen, die bestenfalls mit Investitionen,
Wertschopfung sowie der Schaffung und Sicherung von Arbeitsplatzen in strukturschwachen Regionen einherge-
hen (SDG 8). Das Regelungsvorhaben kann somit positive regionale Entwicklungen beférdern, die zur Erreichung
der Ziele im Bereich Verhaltnis der Bruttoanlageinvestitionen zum BIP (Indikator 8.3.a), im Bereich BIP je Ein-
wohner (Indikator 8.4.a), im Bereich Erwerbstéatigenquote (20 bis 64 Jahre) (Indikator 8.5.a) und der Deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie beitragen. Dariiber hinaus kénnen durch die Umsetzung sinnvoller Gewerbegebietsent-
wicklungen sowie die befriedigende Nutzung ausgebauter Gewerbegebiete mdglicherweise neue Flachenerschlie-
Bungen vermieden werden (= Beitrag zum Ziel Reduzierung Flacheninanspruchnahme Indikator 11.1.a). Zudem
sichert die Schaffung betrieblicher Infrastruktur und von Arbeitsplatzen in strukturschwachen Regionen die Be-
volkerungsbesiedlung (Indikator 11.1.c Siedlungsdichte).

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Die Regelungséanderung sieht keine Anderung der (jahrlichen) GRW-Mittelausstattung vor und hat daher keine
Auswirkungen auf die Haushaltsausgaben von Bund und L&ndern (exkl. Kommunen). Die Regelungsanderung
konnte eine Verénderung der prozentualen Verteilung der GRW-Mittel auf die einzelnen GRW-Fordertatbestande
bewirken. Es ist jedoch vorgesehen, die Kosten fiir die StraBenbaumalRnahmen auf Grund der Infrastrukturneure-
gelung im Rahmen der Konkretisierung im Koordinierungsrahmen von Vornherein auf ein Viertel der Gesamt-
maRnahmenkosten fir die Erschliefung, den Ausbau und die Revitalisierung von Industrie und Gewerbegebieten
zu beschrénken. Zudem wird die Regelungsénderung nur in Einzelféllen (v.a. bei grof3en Industrie- und Gewer-
begebieten) zur Anwendung kommen, da bei der weit Uberwiegenden Anzahl von Erschlieungsmanahmen die
notwendige Anbindung des Industrie- und Gewerbegebietes tber die schon jetzt forderfahigen Stralien in kom-
munaler Verwaltung ausreichend ist.

Die Regelungséanderung zielt auf eine Erweiterung der forderfahigen Kosten bei der Erschlielung,
dem Ausbau und der Revitalisierung von Industrie und Gewerbegebieten ab und eréffnet Kommu-
nen daher die Mdglichkeit der finanziellen Erleichterung fur bisher nicht umsetzbare Gewerbege-
bietsentwicklungen. Die Nutzung der Regelung ist eine Kann-Option. Bei Nutzung der Regelung
sind Haushaltsausgaben der Kommunen schon allein auf Grund der Erbringung von Eigenmitteln
(i. H. v. 40 % bzw. 10 % vgl. Teil Il, Abschnitt B Ziffer 3.1.1 Koordinierungsrahmen) in Erganzung
zur Forderung erforderlich. Die tatsachlich zu erbringenden Eigenmittel bemessen sich an den
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gesamten Kosten der MalRnahme sowie dem gewéhrten Férdersatz und sind damit fallabhéangig
und nicht genau zu beziffern. Inwieweit sich dies in hheren Haushaltsausgaben der Kommunen
niederschlagt oder durch den bestehenden Haushaltsrahmen abgedeckt wird, kann nicht beurteilt
werden.

4. Erfullungsaufwand

Die Regelungsanderung zielt auf die allgemeine Erweiterung der Férdermdglichkeiten ab, die noch keinen zu-
séatzlichen Erfullungsaufwand verursacht. Die mdglichweise mit dieser Regelungsédnderung verbundene Auf-
wandserhéhung ist erst mit der Schaffung neuer Fordertatbestande durch die Anpassung des GRW-Koordinie-
rungsrahmens, welcher Bund und Lénder zustimmen miissen, und der anschlieRenden Ubernahme der Forderer-
weiterung in die Forderrichtlinien der Lander begriindet. Uber die genaue Ausgestaltung dieser moglichen For-
dererweiterung wird erst nach der Regelungsanderung abschlielend entschieden. Aus bisherigen Diskussionen
haben sich als Eckpunkte ergeben, dass der angedachte zu erweiternde Fordertatbestand sowie eine Begrenzung
des Umfangs der Foérderung auf Grund der Neuregelung in dieser Begriindung zur Regelungsénderung genannt
werden sollen. Die Darstellungen zum Erfullungsaufwand beziehen sich daher auf bisherige nicht abgeschlossene
Diskussionen zur Fordererweiterung.

Dieses Anderungsgesetz hat auch mit Anpassung der Forderrichtlinie keine Auswirkungen auf den Erfuillungs-
aufwand der Birgerinnen und Birger sowie der Wirtschaft. Adressat der Regelung sind die Lander bzw. als Tré-
ger der MalRnahme Gemeinden und Gemeindeverbédnde (Vgl. § 2 Absatz 2 Satz 2 des GRWG).

Erfullungsaufwand Verwaltung

Die auf Ebene des Bundes notwendige Anpassung des Koordinierungsrahmens im Zuge der Regelungsanderung
kann im Rahmen der regelmaRigen inhaltlichen Weiterentwicklung der GRW durch Bund und Léandern erfolgen,
so dass kein zusatzlicher Erflllungsaufwand zu erwarten ist.

Auf Ebene der Lander ergibt sich durch die Anpassung der Forderrichtlinien und méglichweise auch Forderan-
trage schatzungsweise ein einmaliger Erflllungsaufwand zwischen 300 und 1000 Euro je Land, welches die For-
dererweiterung Ubernimmt. Diese Abschétzung beruht auf Angaben einzelner Lander, nach denen jeweils zwei
Personen mit zwei bis vier Arbeitsstunden zu Lohnkostensatzen zwischen 71 und 75 Euro fur die Anpassung der
Forderrichtlinien notwendig sind wie auch fur die méglicherweise Anpassung der Forderantrage. Darliber hinaus
ergibt sich nach Angaben einzelner Lander ein jahrlicher Erfullungsaufwand zwischen 5200 und 12200 Euro
durch einen moglicherweise erhdhten Priifaufwand der Bewilligungsbehdrden bei den bei bundesweit drei bis
funf Forderfalle pro Jahr, die von der Regelung Gebrauch machen. In einigen Féllen kdnnte sich der Prufaufwand
aber auch reduzieren. wenn durch den integrierten Kreuzungs- und Anbindungsausbau als Bestandteil des For-
derantrag die Priifung dahingehend entfallt, dass der MalRnahmentréager die Funktionsféhigkeit des zu férdernden
Gewerbegebietes sicherstellen kann. Bei einem erhdhtem Prifaufwand gehen einzelne L&nder fiir jeden Forderfall
je nach Umfang der baufachlichen Priifung von einem Aufwand von sechs bis zehn Personen mit durchschnittlich
etwa vier Arbeitsstunden aus, wobei Lohnkostensétzen je nach Land und erforderlicher Priifung zwischen 55 und
78 Euro variieren. Der zusétzliche Aufwand bei der Landesstrallenbaubehdrde wird in den meisten Fallen fur
kaum unterscheidbar eingeschétzt. Mehraufwand kénnte méglicherweise bei einzelnen Féllen durch widmungs-
rechtliche VVorgéange, Betreuung der Planung und Abnahme von Leistungen etc. entstehen. Die jeweilige Hohe ist
dabei von der jeweiligen Anderung der StraBenanlagen abhingig.

Fir Kommunen, die von der Fordererweiterung Gebrauch machen, konnte zusatzlicher Erfiillungsaufwand még-
licherweise bei der Beantragung der Férderung entstehen zum Beispiel durch Vorbereitung und Darstellung von
Planung und Projektierung der Malinahmen sowie Abstimmung mit den Landesbehdrden und StralRenbaulasttra-
gern der aufnehmenden Strale. Allerdings handelt es sich hier um Aufwand der bei den meisten Fallen anderen-
falls ohne die Anbindungsforderung ebenso notwendig ist, da in der Regel auch dann eine bedarfsgerechte ver-
kehrliche Anbindung der GRW-geforderten ErschlieBungsmalinahmen notwendig ist und angestrebt werden
sollte. Belastbare Informationen fur die Aufwandsberechnung liegen auf Grund der in der Zukunft liegenden Pro-
jekt, deren Individualitat sowie der dahingehenden Unterschiede der Antrags- und Bewilligungsprozesse zum
Zeitpunkt nicht vor.

Maoglicherweise ist insbesondere in den ersten Jahren nach Fordererweiterung mit einer steigenden Anzahl von
Antrégen zu rechnen, wenn beispielsweise bisher nicht realisierte Erschliefungsvorhaben nun einfacher realisiert
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werden kénnen. In aller Regel handelt es sich bei der Férdererweiterung aber um einen Teil einer gréRReren Er-
schlieBungsmalnahme, so dass es langfristig nicht mehr Forderfalle jedoch komplexere zu erwarten sind.

5.  Weitere Kosten
Weitere Kosten entstehen durch diesen Gesetzentwurf nicht.
6. Weitere Gesetzesfolgen

Mit der Gesetzesanderung sollen die Fordermoglichkeiten der GRW erweitert werden, um so Kommunen in struk-
turschwachen Regionen noch besser unterstiitzen zu kénnen. Sie wird den Mitteleinsatz und die wirtschaftliche
Situation von Kommunen in strukturschwachen Regionen verbessern und trégt so zu gleichwertigen Lebensver-
haltnissen bei.

Auswirkungen von gleichstellungspolitischer Bedeutung sind nicht zu erwarten, weil mit dem Gesetz keine Re-
gelungen getroffen werden, die sich spezifisch auf die Lebenssituation von Frauen und Ménnern auswirken. De-
mographische Auswirkungen sind ebenfalls nicht erkennbar.

VIl.  Befristung; Evaluierung

Eine Befristung oder Evaluierung der Regelungsédnderung im GRWG ist nicht erforderlich.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1

Der Forderausschluss fiir MalRnahmen der Lander (8 2 Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 Nummer 1 des GRWG) wird
durch Erganzung von § 2 Absatz 3 des GRWG im Bereich des Stralenbaus in begrenztem Umfang aufgehoben,
sofern stralBenbauliche MaRBnahmen als Ergdnzung sonstiger forderfahiger Manahmen anzusehen sind und nicht
ohnehin aus Bundes- oder Landesmitteln finanziert werden.

Der Bau oder Ausbau von StraRen in Bundes- oder Landesverwaltung, der insbesondere notwendig ist, weil ein
im Rahmen der GRW-gefordertes Gewerbegebiet an das Uberregionale StraBennetz angebunden werden muss,
kann so durch Anpassung des entsprechenden GRW-Fordertatbestandes (Teil 11, Abschnitt B Ziffer 3.2.1 Koor-
dinierungsrahmen in Version vom 01.01.2020) zweckdienlich forderfahig gestellt werden. Dies soll dazu beitra-
gen, dass an sich sinnvolle Gewerbegebietsentwicklungen eher umgesetzt werden kénnen und ausgebaute Gewer-
begebiete befriedigend genutzt werden, weil die Finanzierung des notwendigen Strafenausbaus zur Herstellung
einer bedarfsgerechten Straenanbindung gesichert ist. Damit werden die VVoraussetzungen zur Ansiedlung neuer
oder zur Expansion bereits vorhandener Unternehmen in strukturschwachen Regionen geschaffen.

Zu Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelung siehe auch Teil A Abschnitt I. der Begriindung.
Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft. Da die Regelungsanderung auf die allgemeine Erwei-
terung von Fordermoglichkeiten abzielt, erlaubt dies die Anpassung von Fordertatbestanden im GRW Koordinie-
rungsrahmens sowie anschlieRend von Landesrichtlinien, die erst nach Inkrafttreten des Gesetzes mdglich sind
und eines zeitlichen Vorlaufs bedirfen.
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Vorabfassung - wird durch die lektorierte Fassung ersetzt.
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	Sehr geehrter Herr Präsident,



